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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Nicole Maisch, Katharina Dröge, Bärbel Höhn, 

Friedrich Ostendorff, Harald Ebner, Renate Künast, Annalena Baerbock, 
Matthias Gastei, Sylvia Kotting*Uhl, Oliver Krischer, Stephan Kühn (Dresden), 
Steffi Lemke, Markus Tressel und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Tierschutzfragen rund um das EU-Handelsabkommen mit Kanada (CETA) 


Das ausverhandelte CETA-Abkommen (Comprehensive Economic and Trade 
Agreement) der Europäischen Union mit Kanada senkt Handelsbarrieren u. a. 
auch für tierische Produkte. In der öffentlichen Debatte in Deutschland und Eu- 
ropa spielen Tierschutzaspekte rund um die Erzeugung tierischer Produkte sowie 
deren Kennzeichnung eine zunehmende Rolle. Verbraucherinnen und Verbrau- 
cher wollen wissen, wo und unter welchen Tierschutzbedingungen Fleisch, Milch 
und Eier erzeugt wurden. Die Weiterentwicklung entsprechender Standards ent- 
spricht aber nicht nur Verbraucherwünschen. Auch ein Gutachten des wissen- 
schaftlichen Beirats Agrarpolitik der Bundesregierung (www.bmel.de/Shared 
Docs/Downloads/Ministerium/Beiraete/Agrarpolitik/GutachtenNutztierhaltung. 

pdf? ^blob=publicationFile) macht den Verbesserungsbedarf in der Tierhaltung 

deutlich. 

Ebenso werden Notwendigkeit bzw. Nutzen von Tierversuchen sowie die gen- 
technische Veränderung und das Klonen von Tieren in Europa zunehmend kri- 
tisch diskutiert und zum Teil in Frage gestellt. 

Liberalisierungsvorstöße in Handelsabkommen müssen aus Sicht der Fragesteller 
daher auch daraufhin geprüft werden, inwiefern sie den oben genannten Ansprü- 
chen gerecht werden, insbesondere wenn importierte Ware aus Drittstaaten, auf 
deren Tierschutzniveau im Erzeugungsprozess kein Einfluss genommen werden 
kann, nicht einmal gekennzeichnet wird (vgl. fehlende Herkunftskennzeichnung 
von Fleisch in verarbeiteten Produkten, fehlende Kennzeichnung von „Klon- 
fleisch“ etc.). 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Wie hat sich der Handel mit tierischen Produkten zwischen Kanada bzw. 
dem NAFTA-Raum (NAFTA: Nordamerikanisches Freihandelsabkommen) 
und der Europäischen Union (EU) bzw. Deutschland seit dem Jahr 2005 nach 
Kenntnis der Bundesregierung entwickelt (jeweils getrennt nach Warengrup- 
pen und EU-Außenhandel/D-Außenhandel angeben)? 

2. Welche Zollsenkungen werden für welche Warengruppen tierischer Pro- 
dukfe in CETA vorgenommen, und welche Auswirkungen auf die europäi- 
sche Agrarindusfrie erwarte! die Bundesregierung durch diese Zollsenkun- 
gen? 
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3. Welche Import/Export -Veränderungen erwartet die Bundesregierung durch 
CETA für welche tierischen Produkte, und wie beurteilt sie dies aus Tier- 
und V erbraucherschutz-Gesichtspunkten? 

4. Erwartet die Bundesregierung durch die in CETA eingeräumten Importquo- 
ten für Rindfleisch aus Kanada einen steigenden Preisdruck auf europäische 
Produzenten von Rindfleisch, und wenn nein, weshalb nicht? 

5. Erwartet die Bundesregierung durch die in CETA eingeräumten Importquo- 
ten für Schweinefleisch aus Kanada einen sfeigenden Preisdruck auf europä- 
ische Produzenfen von Schweinefleisch, und wenn nein, weshalb nichf? 

6. Sind Tierschuf zgründe explizif als Bereich gelisfef, für den das Rechf auf 
Regulierung bekräftigf wird, und wenn nein, warum nichf? 

7. Welche explizifen fierschufz-relevanfen Regelungen sind in CETA veran- 
kert, und mif welchen Durchsefzungsmechanismen sind diese versehen? 

8. Enfsprechen die gesefzlichen Tierschufz-Mindesfanforderungen in Kanada 
bzw. dem NAFTA-Raum denen in Deufschland und der EU (bitfe nach Tier- 
art und bezugnehmend auf die Tierschufznufzfierhalfungsverordnung, die 
Tierschufzschlachfverordnung, die Tierschufzfransportverordnung sowie die 
EU-Tierversuchsrichtlinie und die enfsprechend umgesefzfen Regelungen zu 
Tierversuchen im Rahmen des deufschen Tierschufzgesefzes und der Tier- 
schufz-Versuchsfierverordnung aufschlüsseln), und wenn nein, wie beurteilf 
die Bundesregierung den Abbau von Flandelsschranken aus Tierschufzsichf? 

9. Sfellt der Imporf von kanadischen Produkfen, die unfer schwächeren Tier- 
schufzsfandards hergesfellf werden und nichf als solche gekennzeichnef sind, 
eine Weffbewerbsverzerrung zugunsfen kanadischer Anbiefer dar, und kann 
die Bundesregierung ausschließen, dass dieser Umsfand auch die Weiferent- 
wicklung europäischer bzw. deufscher Regelungen zur Sfeigerung des Tier- 
schufzniveaus erschwert? 

10. Inwiefern besieht nach Kenntnis der Bundesregierung die Möglichkeit, dass 
der EU-Markt via CETA (bzw. über Kanada/US-Handelsbeziehungen, 
US-Firmendependancen in Kanada) auch für Tierprodukfe und fierschufzre- 
levanfe Erzeugnisse aus den USA geöffhef wird, und welche Konsequenzen 
sind damif verbunden? 

1 1 . Engen die in CETA vereinbarfen Regelungen zur Lebensmiffelkennzeich- 
nung aus Sich! der Bundesregierung den Spielraum für die Einführung einer 
nationalen oder EU-weifen verpflichfenden Tierhalfungskennzeichnung 
(analog zur Eierkennzeichnung) oder eines nationalen oder EU-weifen Tier- 
schufz-Labels ein (bitfe begründen, insbesondere mit Blick darauf, ob Tier- 
schutz bzw. Tierwohl in der Auslegung von CETA rechtssicher als „legiti- 
mate objective“ - Kapitel 6, Absatz 7) von einem Staat-Staat-Schiedsgericht 
anerkannt werden wird bzw. was in diesem Zusammenhang die Anforde- 
rung, Maßnahmen sollten nicht „more trade restrictive than necessary“ sein, 
bedeutet? 

12. Erstreckt sich der Investitionsschutz in CETA auf diesen Bereich, und wenn 
ja, kann die Bundesregierung ausschließen, dass kanadische Flersteller bei 
Einführung einer verpflichtenden Tierhaltungskennzeichnung bzw. einer 
Tierwohlkennzeichnung tierischer Produkte Schadensersatzforderungen vor 
einem Investor-Staat-Schiedsgericht geltend machen könnten? 

13. In welchem Umfang gibt es aktuell kanadische Direktinvestitionen im Be- 
reich der landwirtschaftlichen Nutztierhaltung in Deutschland, und welche 
Entwicklungen erwartet die Bundesregierung durch CETA? 
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14. Fallen landwirtschaftliche Direktinvestitionen unter die Investitionsschutz- 
bestimmungen von CETA, und wenn ja, kann die Bundesregierung aus- 
schließen, dass kanadische Investoren gegen eine Anhebung der Tierschutz- 
standards in der EU und Deutschland vor einem Investor-Staat-Schiedsge- 
richt klagen könnten (bitte begründen)? 

15. In welchem Umfang wurden seit dem Jahr 2005 nach Kenntnis der Bundes- 
regierung lebende Tiere zwischen Kanada und der EU bzw. speziell Deutsch- 
land gehandelt (bitte nach EU/Deutschland, Jahren und Tierarten sowie Pro- 
duktionsrichtung — Mast, Zucht — aufschlüsseln)? 

16. Bestehen aktuell Veterinärzertifikate für den Handel mit Kanada bzw. dem 
NAFTA-Raum? 

Falls ja, für welche Güfer? 

17. Welche Veferinärvereinbarungen zwischen Kanada bzw. dem NAFTA- 
Raum und Deufschland werden derzeif verhandelf? 

18. Wie lange dauert nach Kenntnis der Bundesregierung ein Tiertransport zwi- 
schen Kanada und Deutschland im Schnitt, welcher Anteil der Transporte 
wird auf Einhaltung der Tierschutztransportverordnung kontrolliert, und mit 
welchem Ergebnis (bitte nach Jahren, anteilig kontrollierten Transporten und 
der Art, der Anzahl und dem Anteil festgestellter Verstöße aufschlüsseln)? 

19. Könnte es nach Einschätzung der Bundesregierung neben den in CETA ein- 
geräumten zollfreien Kontingenten für Rind- bzw. Schweinefleisch verstärkt 
zu Lebendtierimporten dieser oder weiterer Tierarten in die EU und nach 
Deutschland kommen, z. B. aufgrund niedrigerer Erzeugerpreise in Kanada 
bzw. dem NAFTA-Raum und dadurch bedingter Kostenvorteile selbst bei 
Aufschlag der Transportkosten (bitte begründen), und wie würde sie eine 
Steigerung von Lebendtierfransporten bewerten? 

Falls die Bundesregierung hierüber keine Erkenntnisse hat — hält sie die Zu- 
nahme von Lebendtierfransporten über den Atlantik für vertretbar, und wenn 
nicht, welche Vorkehrungen werden getroffen, um mögliche Negativent- 
wicklungen in diesem Bereich zu verhindern? 

20. Sind der Bundesregierung Tierschutzprobleme bei der Pferdehaltung und 
-Schlachtung oder beim Export lebender Pferde aus Kanada bekannt, wie sie 
vor einigen Jahren durch die Presse gingen (www.tagesanzeiger.ch/wirtschaft/ 
untemehmen-und-konjunktur/Importstopp-fuer-Pferdefleisch-aus-Mexiko/ 
Story/ 12995466), und wenn ja, welche Schlussfolgerungen zieht sie daraus, 
insgesamt und insbesondere mit Blick auf die Handelserleichterungen in 
CETA? 

2 1 . Hat die EU-Veterinärbehörde nach Kenntnis der Bundesregierung Beschrän- 
kungen für den Import von Pferden und/oder Pferdefleisch aus Kanada bzw. 
dem NAFTA-Raum erlassen, wenn ja, welche, mit welcher Begründung, und 
hält die Bundesregierung diese für ausreichend? 

Wenn nein, welche Regelungen werden in CETA getroffen, um den Import 
von Pferden und/oder Pferdefleisch aus Kanada zu unterbinden, das zu nicht 
akzeptablen Tierschutzbedingungen erzeugt wurde? 

22. a) Liegen der Bundesregierung Informationen über die Ausgestaltung der 

Rindfleischproduktion ohne Hormoneinsatz in Kanada vor (50 000 t- 
Kontingent)? 

b) Wie werden hierbei insbesondere auch tiergerechte Haltungs- und 
Schlachtbedingungen sichergestellt (auch vor dem Hintergrund, dass ver- 
gleichbare Einrichtungen in den USA erheblicher Kritik seitens der Tier- 
schutzorganisationen ausgesetzt sind)? 
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23. Inwiefern unterscheiden sich die Anforderungen an den Tierschutz bei Tier- 
versuchen in Kanada bzw. dem NAFTA-Raum von denen in der EU bzw. in 
Deutschland nach Kenntnis der Bundesregierung? 

24. Für welche Produkte bzw. Produktgruppen sind in Kanada Tierversuche vor- 
geschrieben, und inwiefern gibt es hier Unterschiede im Vergleich zu 
Deutschland bzw. der EU? 

25. Kann die Bundesregierung ausschließen, dass durch CETA Produkte auf den 
deutschen bzw. europäischen Markt kommen, die oder deren Inhaltsstoffe 
bzw. Prozessschritte in Tierversuchen getestet wurden, die in der EU bzw. 
Deutschland nicht zulässig sind? 

26. Welche Maßnahmen sind konkret vorgesehen, um die Prüfstrategien bei der 
Zulassung von Medikamenten, Chemikalien oder kosmetischer Mittel so ab- 
zugleichen, dass Tierversuche vermieden werden? 

27. Wie genau ist sichergestellt, dass beim Handel mit Produkten und Substan- 
zen die Daten der Sicherheitsbewertung gegenseitig anerkannt werden, so 
dass keine zusätzlichen Tierversuche durchgeführt werden müssen? 

28. Sieht die Bundesregierung grundsätzlich Handlungsbedarf, um in der Folge 
von CETA die Zusammenarbeit zwischen Kanada und der EU zur Vermei- 
dung von Tierversuchen und zur Förderung tierversuchsfreier Verfahren zu 
verbessern? 

Wenn ja, welche Maßnahmen wird die Bundesregierung konkret Vorschlä- 
gen oder initiieren? 

29. Ist es nach Kenntnis der Bundesregierung möglich und wird es praktiziert, 
dass Tierversuche (auch von deutschen Unternehmen oder Forschungsein- 
richtungen etc.) in Kanada in Auftrag gegeben werden für Produkte, die dann 
auf den europäischen Markt kommen? 

Wenn ja, in welchem Umfang, und welche Auswirkungen hat dies auf die 
Tierversuchsstatistik in Deutschland bzw. EU-weit? 

30. Wie haben sich Anzahl und Art der Tierversuche in den vergangenen Jahren 
nach Kenntnis der Bundesregierung in Kanada bzw. dem NAFTA-Raum ent- 
wickelt, insbesondere mit gentechnisch veränderten Tieren? 

31. In welchem Rahmen sind gentechnische Veränderungen an Tieren in Kanada 
bzw. im NAFTA-Raum nach Kenntnis der Bundesregierung zulässig? 

32. Welche gentechnisch veränderten Tiere haben nach Kenntnis der Bundesre- 
gierung momentan in Kanada eine Zulassung, oder sind nach Kenntnis der 
Bundesregierung im Prozess der Zulassung (bitte auflisten), und für welchen 
Zweck bestehen die Zulassungen oder sind beantragt (bitte j eweils angeben)? 

33. Sind Tierschutzaspekte nach Kenntnis der Bundesregierung Teil des Zulas- 
sungsverfahrens für gentechnisch veränderte Tiere, und wenn nein, wie be- 
urteilt die Bundesregierung dies unter ethischen Gesichtspunkten? 

34. Ist es in Kanada nach Kenntnis der Bundesregierung vorgeschrieben, auch 
die Tiere zu erfassen, die benötigt werden, um gentechnisch veränderte Tiere 
herzustellen? 

35. Werden nach Kenntnis der Bundesregierung gentechnisch veränderte Ver- 
suchstiere oder entsprechend verändertes Zuchtmaterial (wie Stammzellen, 
Sperma, Embryonen etc.) aus Kanada bzw. dem NAFTA-Raum nach 
Deutschland bzw. in die EU importiert, und wenn ja, in welchem Umfang, 
und welche weiteren Entwicklungen erwartet die Bundesregierung diesbe- 
züglich? 



Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


-5- 


Drucksache 18/9516 


36. Hält die Bundesregierung es für möglich, dass man sich bei künftigen euro- 
päischen Zulassungsverfahren für gentechnisch veränderte Tiere aufgrund 
der mit Kanada in CETA getroffenen Vereinbarungen zur Regulatorischen 
Kooperation im Bereich Biotechnologie verstärkt an kanadischen Regelun- 
gen in diesem Bereich orientiert (bitte begründen), und wenn ja, wie bewertet 
sie dies unter Verbraucher- und Tierschutzgesichtspunkten? 

37. Ist das Klonen von Tieren in Kanada bzw. dem NAFTA-Raum nach Kennt- 
nis der Bundesregierung erlaubt? 

a) Wenn ja, für welche Zwecke, und unter welchen Auflagen? 

b) Wenn ja, welche Regelungen gelten für das Inverkehrbringen von Klon- 
tieren und Produkten von deren Nachkommen? 

c) Welche Kennzeichnungsbestimmungen gelten für Produkte von Klontie- 
ren und der Nachkommen von Klontieren? 

38. Kann die Bundesregierung ausschließen, dass es durch CETA zu nicht-ge- 
kennzeichneten Importen von Produkten von Klontieren und deren Nach- 
kommen kommen wird, und wenn nein, wie beurteilt sie dies unter Verbrau- 
cher- und Tierschutzgesichtspunkten? 

39. Werden in CETA nach Kenntnis der Bundesregierung Vereinbarungen zu 
Robben(produkten) getroffen (z. B. Zollsenkungen o. Ä.)? 

Wenn ja, welche und mit welchen Konsequenzen für den Tierschutz? 

40. Liegen der Bundesregierung genaue Daten zum Import kanadischer Robben- 
erzeugnisse (Ausnahmen gern. Verordnung (EG) Nr. 1007/2009 in Verbin- 
dung mit der Durchführungsverordnung (EU) 2015/1850) vor, und welche 
Auswirkungen wird CETA nach Kenntnis der Bundesregierung auf den Um- 
fang dieser Importe haben? 

Liegen dazu genaue Prognosen vor? 

41. Liegen der Bundesregierung genaue Zahlen zum Umfang der staatlichen 
Subventionierung der Robbenjagd in Kanada vor? 

Sind Maßnahmen vorgesehen, um mit Inkrafttreten des CETA auch diese 
Subventionen abzubauen? 

42. Ist aus Sicht der Bundesregierung ein erfolgreicher Angriff auf das europäi- 
sche Robbenhandelsverbot ausgeschlossen, und wenn ja, durch welche For- 
mulierungen in CETA? 

43. Welche Auswirkungen hat CETA nach Einschätzung der Bundesregierung 
auf die Einfuhr von Pelzen, Häuten oder Fleisch aus dem sog. humanen Fal- 
lenfang (Ratsbeschluss 98/142/EG) in Kanada? 

44. Wie bewertet die Bundesregierung den Stand der Entwicklung sog. humaner 
Fangmethoden in Kanada unter dem Aspekt des Tierschutzes? 

45. Ist nach Kenntnis der Bundesregierung eine (europäische) Parlamentsbeteili- 
gung bei der Änderung von Annexen in CETA vorgesehen, und mit welcher 
Begründung sollen sowohl pflanzenschutzrechtliche Maßnahmen (Seite 620 — 
EU/CA/ Anhang/de 124) als auch die Grundsätze und Leitlinien zur Durch- 
führung eines Audits oder einer Überprüfung jeweils ersf „zu einem späteren 
Zeitpunkt“ (Seite 624 EU/CA/Anhang/de 128) festgelegt werden? 
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46. Hält die Bundesregierung die Modalitäten von Audits für entscheidend, um 
Betrug o. Ä. in internationalen Lieferketten vorzubeugen, und wenn ja, hält 
sie die Zustimmung zu einem internationalen Vertrag, in dem diese noch of- 
fengelassen sind, für vertretbar? 

Berlin, den 3 1 . August 20 1 6 

Katrin Göring-Eckardt, Dr. Anton Hofreiter nnd Fraktion 
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